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Gegen die doppelte Ausbeutung! Solidarität mit 
den Streikenden – Für die Rechte der Frauen!

Deutsche Kommunistische Partei

Die Kolleginnen und Kollegen 
im Öffentlichen Dienst streiken 
für höhere Löhne, bessere Ar-
beitsbedingungen und Anerken-
nung für ihre Arbeit. Es sind oft 
Frauen, die in der ersten Reihe 
stehen. Kein Wunder, denn sie 
sind von den Ungerechtigkei-
ten dieses Systems besonders 
betroffen. In diesem Tarifkampf 
geht es nicht zuletzt um ihre 
Rechte!

Im Durchschnitt verdienen 
Frauen in diesem Land noch 
immer 18 Prozent weniger als 
Männer. Das liegt auch daran, 
dass die Löhne in den soge-
nannten Frauenberufen im Ge-
sundheits-, Bildungs- und Erzie-
hungswesen besonders gering 
sind. Doch auch im direkten 
Vergleich innerhalb dieser Be-

rufsgruppen erhalten Frauen bei 
gleicher Qualifikation im Schnitt 
7 Prozent weniger Lohn. Die 
Arbeitsbedingungen sind oft so 
mies und kräftezehrend, dass 
die Kolleginnen und Kollegen 
vielfach in Teilzeit gezwungen 
werden.

In den laufenden und noch an-
stehenden Streiks auch in an-
deren Branchen, zum Beispiel 
bei Post und Bahn, gilt es auch 
auf die strukturelle Ungleichbe-
handlung und Doppelbelastung 
von Frauen hinzuweisen. Als 
Teil der lohnabhängigen Klasse 
verkaufen Frauen ihre Arbeits-
kraft oftmals unter schwersten 
Bedingungen. Sie mehren so 
tagtäglich den Profit derjenigen, 
die ohnehin nicht wissen, wohin 
mit ihren Milliarden. Oben drauf 

Nicht in unserem 
Namen!
Außenministerin Annalena 
Baerbock (Bündnis 90 / Die 
Grünen) will pünktlich zum In-
ternationalen Frauentag ihr 
Konzept für „feministische 
Außenpolitik“ vorlegen. Baer-
bocks Außenpolitik steht für 
Krieg und Volksverhetzung. 
Mit der Forderung nach im-
mer mehr Waffen feuert sie 
den Krieg in der Ukraine an. 
Tausende sterben für diesen 
Wahnsinn. Frieden mit Russ-
land ist Baerbock ein Gräuel. 
Sie will „Russland ruinieren“ 
und erklärte, dass „wir einen 
Krieg gegen Russland führen“. 
Die DKP hat deshalb Klage 
gegen Baerbock eingereicht – 
wegen „Friedensverrat mit Vor-
satz“. Mit einer Petition fordern 
die Kommunistinnen und Kom-
munisten ihre Entlassung. 

Kurzelinks.de/Baerbock-
muss-weg

Baerbock ist keine Einzeltäte-
rin. Sie steht in einer Reihe mit 
Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann (FDP) und Ex-Kanzlerin 
Merkel, die sich damit brüstet, 
Friedensverhandlungen ver-
hindert zu haben. Diese Frau-
en sprechen nicht in unserem 
Namen. 

Zum Internationalen Frauen-
tag 2023 fordern wir Heizung, 
Brot und Frieden – für alle!
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kommt die unbezahlte Arbeit – 
in der häuslichen Pfl ege und Er-
ziehung, in der Hausarbeit.

Frauen sind die Kranken-
schwestern, Altenpfl egerinnen, 
Erzieherinnen, Köchinnen und 
Reinigungsfachkräfte dieser 
Republik. Leisten sie all das als 
Lohnarbeit, werden sie schlecht 
bezahlt. Leisten sie all das nach 
Feierabend, wird das als selbst-
verständlich angesehen.

Die doppelte Ausbeutung und 
der Druck auf die Frauen wach-
sen durch das kaputtgesparte 
Sozialsystem. Geschlossene 
Kindergärten wegen fehlenden 
Personals, überlaufene Not-
aufnahmen und Krankensta-
tionen sowie der Profi tgeilheit 
überlassene Pfl egeheime – da 
überlegen Familien zu Recht, 
ob sie diesem System der ka-
pitalistischen Daseinsvorsorge 
ihre Lieben anvertrauen wollen. 
Immer häufi ger stellen sie sich 
die Frage: Finden wir in dieser 
Gesellschaft noch die nötigen 
Versorgungsmöglichkeiten für 
unsere Kinder oder pfl egebe-
dürftigen Eltern? Können wir 
uns das überhaupt leisten? 
Und wenn nicht: Wer bleibt zu 
Hause, um diese Arbeit statt 

oder zusätzlich zum Job zu 
machen?

Wenn es um Gleichberechti-
gung geht, geht es also auch 
um den Bereich der Reproduk-
tion, also der Sorge für Kinder, 
Kranke und ältere Menschen. 
Die Sorgearbeit ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufga-
be und kein Privatproblem der 
Frauen und Familien. Von der 
doppelten Ausbeutung profi -
tieren die Herrschenden auch 
doppelt. Sie profi tieren von der 
Ausbeutung der Beschäftigten 
und der Ausbeutung in den vie-
len Bereichen, die eigentlich 
gesamtgesellschaftlich organi-
siert werden müssten.

Eine hohe Streikbeteiligung ist 
nicht nur zur Durchsetzung der 
Tariff orderungen, sondern auch 
im Kampf um diese grundlegen-
den Verbesserungen entschei-
dend. Nur durch ein Eintreten 
für die eigenen Interessen wird 
sich die Situation zum Besseren 
wenden. Der Streik geht uns 
alle an! Solidarisiert euch mit 
den Streikenden!

Wir fordern:

 Gleicher Lohn für 
 gleiche Arbeit!
 Entlastung jetzt!
 Mehr Personal im Gesund-

heits- und Erziehungswesen!
 Die Daseinsvorsorge gehört 

in die Öff entliche Hand!

Geld ist genug da – Statt 100 
Milliarden für die Bundeswehr 
brauchen wir ein Sondervermö-
gen für Soziales und die Millio-
närssteuer!

Ich möchte gerne:
 Die UZ – Zeitung der DKP – 
 sechs Wochen gratis 
 Probelesen (Print & Online)! 
 Der Bezug endet automatisch
 Informationen über die DKP
 die DKP im Wahlkampf unterstützen 

Wir schreiben  dort 
weiter, wo andere Medien 

längst schweigen. 

Name

Vorname

Straße, Hausnr.

PLZ / Ort

Telefon

E-Mail

(Ohne E-Mail kein Online-Bezug möglich)

Zurück an:  DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen
Tel.: 0201 - 17 78 89 15
E-Mail: info@unsere-zeit.de

Foto S. 1: Foto: Christian Ditsch / V.i.S.d.P.: W. Richter, 
c/o DKP-Parteivorstand, Hoff nungstr. 18, 45127 Essen

Sozialistische Wochenzeitung
Zeitung der DKP

dkp.de

närssteuer!

Fo
to

: g
em

ei
nf

re
i

30. September 2022 · Nr. 39 · 54. Jahrgang 
PVSt K 4956 D · Entgelt bezahlt · 2,80 €

Sozialistische
Wochenzeitung
Zeitung der DKP

www.unsere-zeit.de

Wir frieren nicht für Kriegstreiber
Der „heiße Herbst“ beginnt – Wir streiten für Heizung, Brot und Frieden

Vor lauter Sorge über stei-

gende Energie- und Lebens-

mittelpreise können einem 

Kriegspolitik und Hoch-

rüstung schon mal aus 

dem Blick geraten. 

Doch im beginnenden 

„heißen Herbst“ hat 

das Ausblenden des Zu-

sammenhangs von Krieg 

und Krise Methode. An-

ders lässt sich die Hysterie 

gegen Forderungen nach Be-

endigung des Wirtschaftskrieges 

gegen Russland, der die explodieren-

den Energiepreise verschuldet, nicht 

erklären. Wer sich gegen die Regie-

rungspolitik stellt, die darauf zielt, 

„Russland zu ruinieren“, wird in die 

rechte Ecke geschoben. Wer dann 

noch darauf hinweist, dass Deutsch-

land nicht nur einen Wirtschafts-

krieg führt, sondern im Verbund mit 

der NATO durch Waffenlieferungen 

und die Ausbildung ukrainischer Sol-

daten auch Kriegspartei gegen Russ-

land ist, wird für irre erklärt.

Deshalb sei an dieser Stelle an 

Olaf Scholz’ Kriegs- und Zeitenwen-

de-Rede vom 27. Februar im Bundes-

tag erinnert. Unmittelbar nach dem 

russischen Angriff auf die seit acht 

Jahren Krieg gegen die Zivilbevöl-

kerung führende und von der NATO 

gegen Russland hochgerüstete Ukra-

ine holte der Kanzler seine Kriegs-

pläne aus der Schublade. Hochrüs-

tung bekam mit einem 100-Mil-

liarden-Euro-Sondervermögen 

Verfassungsrang 

und das 2-Prozent-

Ziel der NATO wurde 

gesetzlich festgeschrieben. 

Damit erhöhen sich die Rüs-

tungsausgaben auf jährlich 70 bis 80 

Milliarden Euro. Noch nie seit 1945 

hat eine deutsche Regierung so mas-

siv an der Eskalation eines großen 

Krieges gedreht wie die jetzige.

Das Geld wird uns nicht nur in al-

len sozialen Belangen fehlen und die 

Kassen der Rüstungskonzerne füllen. 

Es � ießt in Rüstungsprojekte, die für 

Krieg stehen – unter anderem in den 

Kauf der F35-Bomber zur Sicherung 

der Nuklearen Teilhabe der Bundes-

wehr. Das Geld � ießt in die militäri-

sche Mobilmachung gegen Russland 

und China zur Stabilisierung des US-

geführten „Wertewestens“ und zur 

Stärkung des deutschen Imperialis-

mus.
Wer diese Zusammenhänge er-

kennt und benennt – und deren 

Anzahl wächst – gefährdet 

die Heimatfront. Des-

halb ist die Angst 

vor dem „hei-

ßen Herbst“ real, 

deshalb wird vorge-

baut. Hamburgs Verfassungsschutz-

chef Torsten Voß: „Es liegt an der 

Aufklärungs- und Informationspo-

litik sowie am konsequenten Agie-

ren aller Sicherheitsbehörden und an 

den gesellschaftlich-demokratischen 

Kräften insgesamt, einen sogenann-

ten heißen Herbst zu verhindern.“

In vielen Städten bilden sich Bünd-

nisse gegen das Hungern und Frieren 

im Winter. Auch Gewerkschaften und 

die Partei „Die Linke“ rufen zum sozi-

alen Protest. Beide sind streng darauf 

bedacht, die Fragen Wirtschaftskrieg 

und NATO-Krieg gegen Russland 

nicht anzufassen  – oder schlimmer 

noch, die Politik der Bun-

desregierung in diesen 

Fragen zu stützen. Im 

Aufruf des DGB 

„Echt gerecht – so-

lidarisch durch die 

Krise“ wird vie-
les Richtige ge-

fordert, aber das 

Sondervermögen 

für die Bundeswehr 

wird nicht kritisiert. 

Dafür heißt es in dem 

Aufruf: „Die Sankti-

onen gegen den russi-

schen Angriffskrieg in der 

Ukraine sind gerecht-

fertigt und notwendig. Wir brauchen 

eine aktive Politik, um die Folgen des 

Krieges … zu bewältigen.“

Nein, wir wollen nicht, dass 

Kriegslasten gerecht verteilt wer-

den – wir lehnen sie ab. Wir wollen 

Frieden mit Russland und China. 

Wir wollen keine völkerrechtswidri-

gen Zwangsmaßnahmen, die uns arm 

machen – wir lehnen sie ab. Dafür 

diskutieren wir in den Gewerkschaf-

ten und den Bündnissen. Dafür ge-

hen wir auf die Straße. Wir brauchen 

Heizung, Brot und Frieden.

 Wera Richter

Appell für Diplomatie geht ins Leere
Vollversammlung in New York: NATO-Westen macht mit Kiew mobil für den Sieg über Russland

Mit einem flammenden Appell zu 

globaler Solidarität und Diplomatie 

hatte UN-Generalsekretär António 

Guterres die Generaldebatte der 77. 

Vollversammlung der Vereinten Na-

tionen in New York eröffnet. Ange-

sichts des Krieges in der Ukraine 

und einer Vielzahl anderer Konflik-

te wie auch der Klimakrise brauche 

es eine „Koalition der Welt“ für den 

Frieden. „Keine Macht oder Grup-

pe allein kann das Sagen haben. 

Keine große globale Herausforde-

rung kann durch eine Koalition der 

Willigen gelöst werden.“ Die Staa-

tengemeinschaft müsse ihre Gegen-

sätze überwinden und diplomati-

sche Lösungen finden, mahnte Gu-

terres. Mit der Öffnung ukrainischer 

Häfen für den Export von Getreide 

habe die UNO Handlungsfähigkeit 

bewiesen – tatsächlich hat das zu-

sammen mit der Türkei vermittel-

te Abkommen zwischen der Ukra-

ine und Russland den kollektiven 

Westen vorgeführt, der jedwede 

Verhandlungslösung in dem Kon-

flikt ablehnt und auf den Sieg über 

Moskau setzt.
Bei Bundeskanzler Olaf Scholz 

stieß der Ruf nach Diplomatie und 

kollektiver Anstrengung für den 

Frieden auf taube Ohren. In sei-

ner Rede – vor weitgehend leeren 

Rängen  – sprach der Sozialdemo-

krat mit Blick auf Russland von ei-

ner „Rückkehr des Imperialismus“. 

Dies sei nicht nur ein Desaster für 

Europa, sondern auch für die glo-

bale Friedensordnung. Der Ukra-

ine sicherte der Kanzler weitere 

Unterstützung auch mit Waffen aus 

Bundeswehrbeständen zu, darunter 

vier weitere Artilleriegeschütze vom 

Typ Panzerhaubitze 2000, und zeig-

te sich siegessicher: „Russland kann 

diesen verbrecherischen Krieg nicht 

gewinnen.“
Der ukrainische Präsident Wla-

dimir Selenski, per Video aus Kiew 

nach New York zugeschaltet, präsen-

tierte eine ganze Palette an Forderun-

gen: Schaffung eines Sondertribunals, 

„um Russland für das Verbrechen der 

Aggression gegen unseren Staat zu 

bestrafen“; Einrichtung eines Ent-

schädigungsfonds, für den Russland 

aufkommen müsse, sowie Entzug von 

Russlands Veto-Recht im UN-Sicher-

heitsrat. Schließlich rief Selenski zu 

weiteren Waffenlieferungen für sein 

Land auf, Verhandlungen mit Mos-

kau erteilte er eine Absage.

US-Präsident Joseph Biden, des-

sen Land den meisten Menschen au-

ßerhalb des NATO-Westens wohl 

als Erstes im Zusammenhang mit 

Imperialismus in den Sinn kommt 

angesichts unzähliger Putsche, Inter-

ventionen und völkerrechtswidriger 

Kriege mit Hunderttausenden Toten 

allein im Irak, warf seinem russischen 

Amtskollegen Wladimir Putin einen 

„schamlosen“ Verstoß gegen die UN-

Charta vor. „Niemand hat Russland 

bedroht, und niemand außer Russ-

land hat den Kon� ikt gesucht“, be-

hauptete Biden. Russland als ständi-

ges Mitglied des UN-Sicherheitsrats 

sei „in sein Nachbarland eingedrun-

gen“ und habe „versucht, den souve-

ränen Staat von der Landkarte zu til-

gen“. Jedes Mitglied der UN-Vollver-

sammlung müsse sich dagegenstellen 

und „fest und unerschütterlich in sei-

ner Entschlossenheit sein“, mahnte 

Biden, ohne für eine Anti-Russland-

Front freilich auf Zuspruch bei den 

Ländern des Südens zu stoßen.

EU-Kommissionspräsidentin Ur-

sula von der Leyen schließlich kün-

digte am Rand der UN-General-

versammlung eine Ausweitung des 

Wirtschaftskrieges gegen Russland 

an. Die bisherigen Sanktionen wer-

tete sie als „sehr erfolgreich“ – wohl 

wissend, dass sie den Krieg in der Uk-

raine nicht stoppen, dafür aber Milli-

onen Menschen in Deutschland und 

der EU � nanziell verarmen. Rich-

tig Pro� t machen dafür infolge ex-

plodierender Preise für Gas und Öl 

russische Energiekonzerne wie auch 

die US-Fracking-Industrie, die jetzt 

endlich ihr ebenso teures wie drecki-

ges Flüssiggas in die EU verschiffen 

kann. Rüdiger Göbel

Siehe Seite 7

Tief in den Miesen
Die Übernahme des Uniper-Konzerns durch den 

Bund folgt der Logik, Gewinne zu privatisieren 

und Verluste zu verstaatlichen.

Seite 2 

Organisierte Gegenwehr

TUC klagt gegen Gesetze der Tory-Regierung, 

der Arbeitskampf geht unvermindert weiter – 

jetzt stehen auch die Liverpooler Docks still.

Seite 7

Stimmen gegen den Krieg
Wir lassen die zu Wort kommen, die der herr-

schenden Kriegspropaganda Aufklärung ent-

gegensetzen. Sevim Dagdelen, „Die Linke“ , 

schreibt über die Kriegsziele des „Wertewes-

tens“ , David Cacchione von der Antifa-Kara-

wane berichtet über das Leben der Kinder im 

Donbass und der Gewerkschafter Ulf Immelt 

über Ausbeutung in der Ukraine. Marion Küp-

ker, „Büchel atomwaffenfrei“ , erzählt über 

Kriegs-Manöver in Nörvenich und eine ganze 

Reihe von Friedensaktivisten sagen, warum 

sie am 1. Oktober auf die Straße gehen.

Seiten 5, 8, 12, 13

Beilagenhinweis

Einem Teil der heutigen Ausgabe 

liegt eine Spendenfl yer für das UZ-

Pressefest bei. Wir bitten noch ein-

mal um Spenden für das Pressefest 

und werden überschüssige Gelder 

für politische Aktionen im heißen 

Herbst verwenden.
Spendenkonto DKP-Parteivorstand

GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01  

Verhandeln statt 
schießen
Unter dem Motto „Keinen Euro für 

Krieg und Zerstörung! Stattdessen 

Milliarden für eine soziale, gerechte 

und ökologische Friedenspolitik“ mo-

bilisiert die Friedensbewegung bun-

desweit zum dezentralen Aktionstag 

am 1. Oktober. Auch DKP und SDAJ ru-

fen mit zu den Demonstrationen auf:

Samstag, 1. Oktober

� Bad Tölz: 10.30 Uhr, Marktstraße

� Berlin: 14 Uhr, Neptunbrunnen

� Bielefeld: 13 Uhr, Hauptbahnhof

� Bochum: Innenstadt

� Bonn: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Köln

� Braunschweig: 12 Uhr, Ritter-

brunnen/Schlossarkaden

� Bremen: Gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Hamburg

� Frankfurt am Main: 11.55 Uhr, 

Hauptwache
� Friedberg: 11 Uhr, Elvis-Presley-

Platz
� Göttingen: 12 Uhr, Am Nabel/

Weender Straße

� Hamburg: 12 Uhr, Altonaer 

Bahnhof/Ottenser Hauptstraße

� Hanau: 11 Uhr, Freiheitsplatz

� Hannover: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Hamburg

� Heidelberg: 10.30 Uhr, Haupt-

straße
� Jena: Innenstadt

� Karlsruhe: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Stuttgart

� Kassel: 12 Uhr, Rathaus

� Kiel: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Hamburg

� Köln: 12 Uhr, Heumarkt

� München: 13 Uhr, Rotkreuzplatz

� Neumünster: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Hamburg

� Nürnberg: 11.30 Uhr, Lorenzkirche

� Offenbach: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Frankfurt am Main

� Oldenburg: 11 Uhr, Bahnhofs-

platz
� Saarbrücken: 11 Uhr, St. Johan-

ner Markt
� Schwerin: 11 Uhr, Marktplatz

� Siegen: 13 Uhr, Bahnhofstraße

� Stuttgart: 12 Uhr, Arnulf-

Klett-Platz

Montag, 3. Oktober

� Berlin: Bündnisdemonstration 

„Protestieren statt Frieren – Hei-

zung, Brot & Frieden“, 13 Uhr, 

Potsdamer Platz

� Uedem/Kalkar: Demonstration 

an der Bundeswehr- und NATO-

Kommandozentrale, 11.30 Uhr, 

Kaserne Paulsberg, demo-kalkar.

de. Es fahren Busse mit Halt in 

Dortmund, Essen, Köln, Düssel-

dorf und Duisburg

Weitere Infos und Termine:

www.friedenskooperative.de
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Kriegspolitik und Hoch-

rüstung schon mal aus 

„heißen Herbst“ hat 

das Ausblenden des Zu-

sammenhangs von Krieg 

und Krise Methode. An-

ders lässt sich die Hysterie 

gegen Forderungen nach Be-

endigung des Wirtschaftskrieges 

gegen Russland, der die explodieren-

den Energiepreise verschuldet, nicht 

erklären. Wer sich gegen die Regie-

rungspolitik stellt, die darauf zielt, 

„Russland zu ruinieren“, wird in die 

gegen Russland hochgerüstete Ukra-

ine holte der Kanzler seine Kriegs-

pläne aus der Schublade. Hochrüs-

tung bekam mit einem 100-Mil-

liarden-Euro-Sondervermögen 

Verfassungsrang 

und das 2-Prozent-

Ziel der NATO wurde 

gesetzlich festgeschrieben. 

Damit erhöhen sich die Rüs-

tungsausgaben auf jährlich 70 bis 80 

Stärkung des deutschen Imperialis-

mus.
Wer diese Zusammenhänge er-

kennt und benennt – und deren 

Anzahl wächst – gefährdet 

die Heimatfront. Des-

halb ist die Angst 

nicht anzufassen  – oder schlimmer 

noch, die Politik der Bun-

desregierung in diesen 

Fragen zu stützen. Im 

Aufruf des DGB 

„Echt gerecht – so-

lidarisch durch die 

Krise“ wird vie-
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Thema der Woche

deshalb wird vorge-

baut. Hamburgs Verfassungsschutz-

chef Torsten Voß: „Es liegt an der 

Aufklärungs- und Informationspo-

litik sowie am konsequenten Agie-

ren aller Sicherheitsbehörden und an 

den gesellschaftlich-demokratischen 

Kräften insgesamt, einen sogenann-

ten heißen Herbst zu verhindern.“

In vielen Städten bilden sich Bünd-

nisse gegen das Hungern und Frieren 

im Winter. Auch Gewerkschaften und 

die Partei „Die Linke“ rufen zum sozi-

fordert, aber das 

Sondervermögen 

für die Bundeswehr 

wird nicht kritisiert. 

Dafür heißt es in dem 

Aufruf: „Die Sankti-

onen gegen den russi-

schen Angriffskrieg in der 

Ukraine sind gerecht-

fertigt und notwendig. Wir brauchen 

eine aktive Politik, um die Folgen des 

Krieges … zu bewältigen.“

Nein, wir wollen nicht, dass 

Kriegslasten gerecht verteilt wer-

den – wir lehnen sie ab. Wir wollen 

Frieden mit Russland und China. 

Wir wollen keine völkerrechtswidri-

gen Zwangsmaßnahmen, die uns arm 

machen – wir lehnen sie ab. Dafür 

diskutieren wir in den Gewerkschaf-

ten und den Bündnissen. Dafür ge-

hen wir auf die Straße. Wir brauchen 

Heizung, Brot und Frieden.
Wera Richter

Appell für Diplomatie geht ins Leere
Vollversammlung in New York: NATO-Westen macht mit Kiew mobil für den Sieg über Russland

Aggression gegen unseren Staat zu 

bestrafen“; Einrichtung eines Ent-

schädigungsfonds, für den Russland 

aufkommen müsse, sowie Entzug von 

Russlands Veto-Recht im UN-Sicher-

heitsrat. Schließlich rief Selenski zu 

weiteren Waffenlieferungen für sein 

Land auf, Verhandlungen mit Mos-

kau erteilte er eine Absage.

US-Präsident Joseph Biden, des-

sen Land den meisten Menschen au-

ßerhalb des NATO-Westens wohl 

als Erstes im Zusammenhang mit 

Imperialismus in den Sinn kommt 

angesichts unzähliger Putsche, Inter-

ventionen und völkerrechtswidriger 

Kriege mit Hunderttausenden Toten 

allein im Irak, warf seinem russischen 

Amtskollegen Wladimir Putin einen 

„schamlosen“ Verstoß gegen die UN-

Charta vor. „Niemand hat Russland 

bedroht, und niemand außer Russ-

land hat den Kon� ikt gesucht“, be-

hauptete Biden. Russland als ständi-

ges Mitglied des UN-Sicherheitsrats 

sei „in sein Nachbarland eingedrun-

gen“ und habe „versucht, den souve-

ränen Staat von der Landkarte zu til-

gen“. Jedes Mitglied der UN-Vollver-

sammlung müsse sich dagegenstellen 

und „fest und unerschütterlich in sei-

ner Entschlossenheit sein“, mahnte 

Biden, ohne für eine Anti-Russland-

Front freilich auf Zuspruch bei den 

Ländern des Südens zu stoßen.

EU-Kommissionspräsidentin Ur-

sula von der Leyen schließlich kün-

digte am Rand der UN-General-

versammlung eine Ausweitung des 

Wirtschaftskrieges gegen Russland 

an. Die bisherigen Sanktionen wer-

tete sie als „sehr erfolgreich“ – wohl 

wissend, dass sie den Krieg in der Uk-

raine nicht stoppen, dafür aber Milli-

onen Menschen in Deutschland und 

der EU � nanziell verarmen. Rich-

tig Pro� t machen dafür infolge ex-

plodierender Preise für Gas und Öl 

russische Energiekonzerne wie auch 

die US-Fracking-Industrie, die jetzt 

endlich ihr ebenso teures wie drecki-

ges Flüssiggas in die EU verschiffen 

kann. Rüdiger Göbel
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Beilagenhinweis

Einem Teil der heutigen Ausgabe 

liegt eine Spendenfl yer für das UZ-

Pressefest bei. Wir bitten noch ein-

mal um Spenden für das Pressefest 

und werden überschüssige Gelder 

für politische Aktionen im heißen 

Herbst verwenden.
Spendenkonto DKP-Parteivorstand

GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63430609674002487501

� Bochum: Innenstadt

� Bonn: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Köln

� Braunschweig: 12 Uhr, Ritter-

brunnen/Schlossarkaden

� Bremen: Gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Hamburg

� Frankfurt am Main: 11.55 Uhr, 

Hauptwache
� Friedberg: 11 Uhr, Elvis-Presley-

Platz
� Göttingen: 12 Uhr, Am Nabel/

Weender Straße

� Hamburg: 12 Uhr, Altonaer 

Bahnhof/Ottenser Hauptstraße

� Hanau: 11 Uhr, Freiheitsplatz

� Hannover: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Hamburg

� Heidelberg: 10.30 Uhr, Haupt-

straße
� Jena: Innenstadt

� Karlsruhe: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Stuttgart

� Kassel: 12 Uhr, Rathaus

� Kiel: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Hamburg

� Köln: 12 Uhr, Heumarkt

� München: 13 Uhr, Rotkreuzplatz

� Neumünster: gemeinsame Fahrt 

zur Demo nach Hamburg

� Nürnberg: 11.30 Uhr, Lorenzkirche

� Offenbach: gemeinsame Fahrt zur 

Demo nach Frankfurt am Main

� Oldenburg: 11 Uhr, Bahnhofs-

platz
� Saarbrücken: 11 Uhr, St. Johan-

ner Markt
� Schwerin: 11 Uhr, Marktplatz

� Siegen: 13 Uhr, Bahnhofstraße

� Stuttgart: 12 Uhr, Arnulf-

Klett-Platz

Montag, 3. Oktober

� Berlin: Bündnisdemonstration 

„Protestieren statt Frieren – Hei-

zung, Brot & Frieden“, 13 Uhr, 

Potsdamer Platz

� Uedem/Kalkar: Demonstration 

an der Bundeswehr- und NATO-

Kommandozentrale, 11.30 Uhr, 

Kaserne Paulsberg, demo-kalkar.

de. Es fahren Busse mit Halt in 

Dortmund, Essen, Köln, Düssel-

dorf und Duisburg

Weitere Infos und Termine:

www.friedenskooperative.de
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